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Oberbürgermeister schlagen Alarm:

Finanznot lähmt Kommunen

Lutherstadt Eisleben/Magdeburg.- Alarmstimmung bei Sachsen-Anhalts Bürgermeistern und Oberbürgermeistern. „Die Finanzlage ist so dramatisch, dass wir in unserer Arbeit nahezu gelähmt sind,“ resümiert am Freitag der Präsident des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt, Eislebens Bürgermeister Peter Pfützner als Ergebnis einer Bürgermeisterkonferenz des Städte- und Gemeindebundes. In der Lutherstadt hatten sich am Rande der traditionellen „Wiese“ die Bürgermeister und Oberbürgermeister der größeren kreisangehörigen Städte des Landes zu einer Konferenz getroffen.

„Im Grunde stehen alle größeren Städte vor dem gleichen Problem,“ erläuterte Pfützner. „Die immer schwieriger werdende Finanzlage der zentralörtlichen Kommunen, die viele Dienstleistungen über das Stadtgebiet hinaus erbringen, führt fast schon zur Handlungsunfähigkeit.“ So verzeichne die Stadtbibliothek Eisleben Buchausleihen in der Größenordnung zwischen 30 und 40 Prozent für Bewohner des Umlandes, für die die Stadt ebenso wie für ihre Bewohner jeweils 180 Euro im Jahr an Zuschüssen aufbringen müsse. „Solche Angebote können angesichts zurückgehender Bevölkerungszahlen nur aufrecht erhalten werden, wenn nicht weiter die Steuereinnahmen einbrechen und das Land den Städten ausreichend Mittel zuweist,“ betont Pfützner.

Vor diesem Hintergrund erörterten die Arbeitskreismitglieder die bisher bekannten Reformvorhaben der Landesregierung. „Wir stehen Neuerungen und vor allem Entbürokratisierungen grundsätzlich aufgeschlossen gegenüber,“ erläuterte der Oberbürgermeister von Zeitz, Dieter Kmietczyk. „Bei der Finanzierung gilt jedoch eine harte Position - Wer bestellt der muss kostendeckend bezahlen!“ Nach wie vor gelte das Prinzip, dass das Rathaus Portal des Bürgers für seine alltäglichen Bedürfnisse sein oder werden müsse, meinte Bürgermeister Peter Pfützner. „Die Aufgabenübertragung muss aber wirtschaftlich vertretbar sein und darf keine weiteren Finanzbelastungen für die Kommunen bringen“. 

Unter Wirtschaftlichkeitsaspekten überprüft werden müsse auch der Aufgabenkatalog der zu verlagernden Kompetenzen vom Land auf die Landkreise, um Finanzierungsrisiken auf der kommunalen Ebene ausschließen zu können. Von einer Funktionalreform könne nur dann gesprochen werden, wenn Aufgaben auch von den Landkreisen auf die Städte und Gemeinden im Sinne bürgernaher Verwaltung übertragen würden. Da bei den Verlagerungen von der heutigen Kommunalstruktur auszugehen sei, müsse spätestens bei der Erarbeitung von Gesetzesvorlagen geprüft werden, inwieweit Aufgaben von den Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und Städten und Landkreisen wirtschaftlich bearbeitet werden können, meinten die Bürgermeister.

Die Arbeitskreismitglieder des Städte- und Gemeindebundes äußerten die Sorge, dass bei unterschiedlicher Leistungsfähigkeit auch differenzierte Aufgabenübertragungen in Betracht kämen, die eine unterschiedliche finanzielle Ausstattung erforderten. Das könnte die Übersichtlichkeit der Verwaltungsstrukturen in Sachsen-Anhalt für den Bürger empfindlich stören und zusätzliche Finanzierungsprobleme aufwerfen. 

Die Bürgermeister begrüßten ausdrücklich die Einrichtung einer Finanzstrukturkommission durch die Landesregierung. Damit sei es endlich möglich, die kommunale Finanz- und Aufgabensituation in die Überlegungen des Landes für die Finanzausstattung sachgerecht einzubringen und zu bewerten. Der in den letzten Jahren vom Land eingeleitete Prozess der ständigen einseitigen Finanzmittelkürzungen bei den Kommunen könne nun auf seine Folgen überprüft und korrigiert werden. Zur Effizienzsteigerung und Optimierung der vorhandenen Mittel vereinbarten die Vertreter der Städte die Bildung von Vergleichsringen. Der Kosten- und Leistungsvergleich untereinander führe zu den erforderlichen Erkenntnissen für kommunalpolitische Entscheidungen über Personaleinsatz und organisatorische Veränderungen. 
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